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Ein Jahr Corona-Pandemie

Die Corona-Pandemie hat Europa 
und Deutschland auch im Frühjahr 
2021 fest im Griff. Seit Ende Janu-
ar 2021 hatte es den Anschein, dass 
der zweite Lockdown nach mehrfa-
cher Verschärfung endlich Wirkung 
zeigt. Die Anzahl der Neuinfektionen 
verringerte sich von Tag zu Tag, so-
dass bereits erste Lockerungen medial 
diskutiert wurden. Nach den letzten 
Wintermonaten wirkt die Bevölkerung 
mürbe und sehnt sich Lockerungen 
der bestehenden Regelungen herbei. 
Hierzu erarbeiteten die Bundesländer 
Stufenpläne zur Öffnung von Einrich-
tungen und Betrieben. Wohl wissend, 
dass sich das Rad auch wieder zurück-
drehen lässt. So geschehen Ende Feb-
ruar 2021, zu einem Zeitpunkt als die 
Anzahl der Corona-Neuinfektionen im 

Wochenvergleich zunächst stagnierte, 
letztendlich zunahm und der Repro-
duktionswert (R-Wert) anstieg.

In den Bundesländern wird zur-
zeit an der Umsetzung der nationalen 
Impfstrategie gearbeitet. In Aussicht 
stehen zudem größere Mengen an 
Corona-Schnelltests ab Mitte März 
2021, was Hoffnung auf bessere Zeiten 
aufkommen lässt. Die Impfstoffe von 
BionTech/Pfizer, Moderna und Astra-
zeneca sind von der Ständigen Impf-
kommission (STIKO) für Deutschland 
zugelassen und stehen zur Verfügung. 
Medienberichten zufolge schütze der 
Impfstoff von BionTech/Pfizer nicht 
nur die geimpfte Person, sondern ver-
hindere auch die Übertragung. Die zu-
grunde liegenden Medienberichte be-
ziehen sich auf Studien aus Israel (Zeit 
Online, 21.02.2021).

Ein Grund für den Anstieg der Coro-
na-Neuinfektionen sehen Expertinnen 
und Experten in dem Auftreten von 
Corona-Mutanten. Besonders die bri-
tische Corona-Variante B.1.1.7 führt 
zu einer höheren Übertragungswahr-
scheinlichkeit von Mensch zu Mensch. 
Im Interview des Südwestdeutschen 
Rundfunks sprach der SPD-Gesund-
heitsexperte und Epedemiologe Prof. 
Dr. Karl Lauterbach am 20. Februar 
erstmals über den Beginn der dritten 
Corona-Welle: „Ich halte es für gesi-
chert, dass die Zahlen darauf hindeu-
ten, dass wir am Beginn einer dritten 
Welle sind“ (Tagesschau, 20.02.2021). 
Die Corona-Varianten verbreiten 
sich deutschlandweit rasend schnell. 
Mahnende Beispiele in europäischen 
Nachbarländern gibt es genug. Diese 
Entwicklung hätte vermutlich drama-
tische Auswirkungen auf die deut-
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sche Gesamtwirtschaft sowie Betriebe 
und Beschäftigte in Deutschland. Die 
Bundeskanzlerin Angela Merkel sprach 
nach Medienberichten bereits vor dem 
Bund-Ländergipfel am 03. März 2021 
von der dritten Welle. Aus dem Bund-
Ländergipfel resultierte eine Verlänge-
rung des Lockdowns bis zum 28. März 
2021 und eine Öffnungsstrategie mit 
fünf Schritten, deren Folgen zum Re-
daktionsschluss am 12. März noch un-
gewiss waren.

 
Wirtschaftliche Maßnahmen
 

Für Betriebe bestehen eine anhaltend 
unsichere Planungssituation, weitere 
wirtschaftliche Risiken. Sie haben wei-
terhin einen Bedarf an staatlicher Un-
terstützung. Die neue Entwicklung gibt 
Anlass zur Einordnung der wirtschaft-
lichen Corona-Maßnahmen: Vornehm-
lich blicken wir auf die November- und 
Dezemberhilfen sowie die Überbrü-
ckungshilfe III.

Als sich die Notwendigkeit weiterer 
Corona-Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Infektionsgeschehens im 
November 2020 andeuteten, reagierte 
die Bundesregierung und verabschie-
dete nach den Corona-Hilfspaketen I 
und II die sog. November-Hilfen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie hat FAQs zu November- und 
Dezemberhilfen veröffentlicht (abruf-
bar: https://www.ueberbrueckungs-

hilfe-unternehmen.de). „Die Höhe 
der Novemberhilfe beziehungsweise 
Dezemberhilfe beträgt bis zu 75 Pro-
zent des jeweiligen Vergleichsumsatzes 
(abhängig von der Inanspruchnahme 
von Kurzarbeitergeld und anderen 
Corona-Hilfen im gleichen Bezugszeit-
raum sowie dem Vorliegen der beihilfe-
rechtlichen Voraussetzungen, (...) und 
wird anteilig für jeden Tag im Novem-
ber beziehungsweise Dezember 2020 
berechnet, an dem ein Unternehmen 
tatsächlich vom Corona-bedingten 
Lockdown im Sinne der November- 
beziehungsweise Dezemberhilfe direkt, 
indirekt oder über Dritte betroffen war 
(Leistungszeitraum)“ (Bundeswirt-
schaftsministerium, FAQ, 26.02.2021). 
Für die Auszahlung der November- 
und Dezemberhilfen sind die Bun-
desländer verantwortlich, was - neben 
einem umfassenden bürokratischen 
Aufwand - zu einer geringen Auszah-
lungsfrequenz führt. Problematisch 
für eine Vielzahl von Klein- und mit-
telständischen Unternehmen sind die 
bis Anfang März 2021 ausgebliebenen 
Auszahlungen der Corona-Hilfen für 
die Monate November und Dezember 
2020. Die November-Hilfen hatte das 
Bundeswirtschaftsministerium am 12. 
Januar 2021 zur Auszahlung freigege-
ben. Die Dezemberhilfen werden seit 
dem 01. Februar 2021 ausgezahlt. Vor-
aussetzung ist ein Umsatzrückgang in-
folge der Lockdown-Maßnahmen. Die 
folgende Übersicht umfasst die erfolgte 

Auszahlung wirtschaftlicher Hilfen mit 
Stand 09. März 2021 (Abb. 1). 

Bis dahin sind für die November-Hil-
fen „345.100 Anträge mit einem För-
dervolumen in Höhe von 5,3 Mrd. Euro 
eingegangen, Auszahlungen erfolgen 
seit 27.11.2020 und betragen bisher etwa 
4,4 Mrd. Euro. Die Antragstellung auf 
Dezemberhilfe ist seit 23.12.2020 mög-
lich, bisher sind 322.300 Anträge mit 
einem Fördervolumen von insgesamt 
5,4 Mrd. Euro gestellt. Die Auszahlun-
gen betragen bisher rund 3,8 Mrd. Euro“ 
(Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie, 24.02.2021).

Das Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW) prognostiziert im IW-Kurzbericht 
2/2021 für das Jahr 2021 weitere Investi-
tionen für Corona-Hilfen der Bundesre-
gierung. „Für 2021 sind 39,5 Milliarden 
Euro für Corona-Unternehmenshilfen 
im Haushalt eingestellt, von denen 1,5 
Milliarden ausgezahlt wurden. Dies 
wird durch die Bearbeitung der Anträge 
auf die November- und Dezemberhilfen 
noch deutlich ansteigen. Dass die Siche-
rungsmittel für November erst im neu-
en Jahr ausgezahlt werden, erschwert 
die Liquiditätssicherung der bedrohten 
Unternehmen“ (Bardt /Hüther, IW-
Kurzbericht 2/2021, S. 2). 

Die Überbrückungshilfe III ist seit 
dem 10. Februar 2021 antragsfähig  
und kann bis zum 31. August 2021  »

Abb. 1: Corona-Hilfen 2020/2021
QUELLE: BUNDESMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT UND ENERGIE 2021: CORONA-HILFEN FÜR UNTERNEHMEN
ABRUFBAR UNTER: HTTPS://WWW.BMWI.DE/REDAKTION/DE/INFOGRAFIKEN/WIRTSCHAFT/CORONA-HILFEN-FUER-UNTERNEHMEN.HTML



beantragt werden. „Voraussetzung sind 
Corona-bedingte Umsatzeinbrüche 
von mindestens 30 Prozent in jedem 
Monat, für den der Fixkostenzuschuss 
beantragt wird. Maßgeblich für den 
Vergleich ist der Referenzmonat im Jahr 
2019. Für Unternehmen, die zwischen 
dem 1. Januar 2019 und dem 30. April 
2020 gegründet wurden, gelten beson-
dere Vorschriften. Unternehmen, die 
November- und/ oder Dezemberhilfe 
erhalten, sind für diese Monate nicht an-
tragsberechtigt“ (Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie 2021). 

Wirksamkeit von Corona-Maßnahmen

Welche Befunde zur Wirksamkeit 
der Corona-Maßnahmen der Bundes-
regierung liegen bereits vor? Eine ak-
tuelle Studie des Wirtschafts- und So-
zialwissenschaftlichen Instituts (WSI) 
der Hans-Böckler-Stiftung in Düssel-
dorf belegt einen Effekt der Kurzarbeit 
zur Stabilisierung von Beschäftigung: 
„Schätzungen der Bundesagentur für 
Arbeit (2021) beziffern die jahresdurch-
schnittliche Zahl der Kurzarbeitenden 
für 2020 auf 2,9 Mio. oder 8,7 Prozent 
der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten. Für alle Kurzarbeiter: innen 
wird ein durchschnittlicher Arbeitszeit-
ausfall von etwa 38 Prozent errechnet, 
der einem Beschäftigungsäquivalent 
bzw. einer vermiedenen Arbeitslo-
senzahl von ca. 1,1 Mio. entspricht“ 
(Pusch/Seifert 2021, S. 99). Diese Be-
funde geben Anlass, die Maßnahmen 
zur Kurzarbeit fortzuführen, wie es der 

Bundestag mit Verabschiedung des Ge-
setzes zur Beschäftigungssicherung am 
03. Dezember 2020 beschlossen hat. 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 
hat am 12. März 2021 angekündigt, den 
vereinfachten Zugang zum Kurzarbei-
tergeld bis zum 30. Juni 2021 verlängern 
zu wollen. „Einkommensstabilisierende 
Leistungen sowie der Erhalt des Ar-
beitsplatzes dürften wesentlich dazu 
beitragen, dass Beschäftigte in Kurzar-
beit die Krisenpolitik der Bundesregie-
rung positiver bewerten als Arbeitslose“ 
(Pusch/Seifert 2021, S. 105).

Das DIW Konjunkturbarometer vom 
24. Februar 2021 lässt auf negatives 
Wachstum der deutschen Wirtschaft 
um 1,5 Prozent schließen. Damit wirkt 
sich der Lockdown seit November 
2021 nicht so gravierend aus wie von 
Expertinnen und Experten im Vorfeld 
befürchtet. „Die hohen Infektionszah-
len und die daraus resultierenden Ein-
schränkungen belasten die wirtschaft-
liche Entwicklung – allerdings nicht in 
dem Maße wie im vergangenen Früh-
jahr, als die Produktion in vielen Berei-
chen praktisch zu Stillstand kam“ (DIW, 
Pressemitteilung, 24.02.2021). Es zeigt 
sich, dass die wirtschaftliche Entwick-
lung ist weniger beunruhigend als zu-
nächst angenommen. Mutmaßlich wird 
ein Großteil der wirtschaftlich betroffe-
nen Betriebe auch eine dritte Corona-
Welle überstehen können. 

Autor: Dr. Marcel Halgmann 
Hamburg
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BLC Studien-Check 
Leben und Arbeiten im 
Homeoffice - Wunsch und Realität

Aktuelle  
Rechtsprechung

Bundesarbeitsgericht  
Ruhegeld nach dem Hamburgischen 
Zusatzversorgungsgesetz

Nach der Härtefallklausel in § 28 Ham-
burgisches Zusatzversorgungsgesetz 
(HmbZVG) kann die zuständige Behörde 
Unbilligkeiten und Härten ausgleichen, die 
sich im Einzelfall aus der Anwendung des 
Gesetzes ergeben. Eine solche Härte kann 
entstehen, wenn infolge eines System-
wechsels in der zugesagten Gesamtver-
sorgung die Anrechnung einer fiktiven 
gesetzlichen Rente bei einer von der 
gesetzlichen Rentenversicherungspflicht 
befreiten Arbeitnehmerin zu unbilligen 
Ergebnissen führt.

BAG, Urteil vom 23. Februar 2021 –   
Az. 3 AZR 53/20 

 
Haftung des Betriebserwerbers 
in der Insolvenz  
Der Erwerber eines Betriebs(teils) in der 
Insolvenz haftet nach § 613a Abs. 1 BGB für 
Ansprüche der übergegangenen Arbeit-
nehmer auf Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung nur zeitanteilig für die 
nach der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens zurückgelegte Dauer der Betriebszu-
gehörigkeit. 

BAG, Urteil vom 26. Januar 2021 –  
Az. 3 AZR 139/17

 
Entgeltgleichheitsklage - Vermutung der 
Benachteiligung wegen des Geschlechts 
Klagt eine Frau auf gleiches Entgelt für 
gleiche oder gleichwertige Arbeit (Art. 157 
AEUV, § 3 Abs. 1 und § 7 EntgTranspG), 
begründet der Umstand, dass ihr Entgelt 
geringer ist als das vom Arbeitgeber nach 
§§ 10 ff. EntgTranspG mitgeteilte Vergleich-
sentgelt (Median-Entgelt) der männlichen 
Vergleichsperson, regelmäßig die - vom 
Arbeitgeber widerlegbare - Vermutung, 
dass die Benachteiligung beim Entgelt 
wegen des Geschlechts erfolgt ist.

BAG, Urteil vom 21. Januar 2021 –  
Az. 8 AZR 488/19

Landesarbeitsgerichte
Mitbestimmung bei der Ausgestaltung 
eines Besuchskonzepts
1. Enthält der arbeitsgerichtliche Beschluss 
über die Einsetzung einer Einigungsstelle 
eine fehlerhafte Rechtsmittelbelehrung, ist 
die Beschwerdebegründungsfrist so lange 
als gehemmt anzusehen, wie die Frist für 
die Einlegung des Rechtsmittels nicht 
abgelaufen ist.
2. Der Betriebsrat eines Krankenhauses 
hat gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG bei 
der Ausgestaltung eines Besuchskonzepts 
iSd. § 5 Abs. 1 Satz 3 CoronaSchVO NRW 
mitzubestimmen. 

LAG Köln, Urteil vom 22. Januar 2021 – 
Az. 9 TaBV 58/20

Das Homeoffice hat in der politischen 
Diskussion im Dezember 2020 einen 
Hype erfahren wie nie zuvor. 

SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 

Die Bundesregierung hat das Instru-
ment mobile Arbeit und Homeoffice 
nach der „Stay at Home“-Initiative seit 
Jahresbeginn 2021 zum Infektions-
schutz eingesetzt. Eine wegweisende 
Arbeitsschutzverordnung - die SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung (Co-

rona-ArbSchV) - vom 21. Januar 2021 
ist zunächst befristet bis zum 30. April 
2021. In der neuen Corona-Arbeits-
schutzverordnung hat das BMAS in § 
2 Abs. 4 folgende Anweisung gegeben: 
„Der Arbeitgeber hat den Beschäftig-
ten im Fall von Büroarbeit oder ver-
gleichbaren Tätigkeiten anzubieten, 
diese Tätigkeiten in deren Wohnung 
auszuführen, wenn keine zwingen-
den betriebsbedingten Gründe ent-
gegenstehen“ (Corona-ArbSchV). Im 
Beschluss von Bund und Ländern 
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vom 10. Februar 2021 heißt es: „An-
gesichts der pandemischen Lage ist die 
weitere Reduzierung von epidemio-
logisch relevanten Kontakten am Ar-
beitsplatz erforderlich. Dazu gilt, dass 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber den 
Beschäftigten das Arbeiten im Home-
office ermöglichen müssen, sofern die 
Tätigkeiten es zulassen. Dadurch wer-
den Kontakte am Arbeitsort, aber auch 
auf dem Weg zur Arbeit reduziert“ 
(Bundesregierung 2021).

Lockdown als Homeoffice-Treiber

Mobiles Arbeiten ist eines der im 
Trend liegenden wirtschafts- und  
sozialwissenschaftlichen Forschungs-
themen in Deutschland. Angesichts 
der aktuellen Situation verwundert es 
nicht. Im Folgenden blicken wir auf ak-
tuelle Forschungsergebnisse zur Nut-
zung von Homeoffice und den Risiken 
der Entgrenzung von Arbeit und Pri-
vatleben. In einer Erwerbspersonenbe-
fragung hat die Hans-Böckler-Stiftung  
ermittelt, wieviele Beschäftigte Ende 
Januar 2021 im Homeoffice arbeiteten. 
Ein Blick auf die aktuellen Zahlen zur 
Verbreitung von im Homeoffice Tä-
tigen mutet etwas ernüchternd an: 24 
Prozent. „Der Anteil liegt damit aktuell 
wieder in etwa so hoch wie während 
des ersten Lockdowns im April 2020 
(27 Prozent), und er ist in den vergan-
genen Monaten gestiegen: von ledig-
lich 14 Prozent im November auf 17 
Prozent im Dezember und dann deut-
lich auf 24 Prozent im Januar“ (Hans- 
Böckler-Stiftung, Pressemitteilung vom  
16.02.2021). Es hat den Anschein als sei 
der Lockdown ein Homeoffice-Treiber. 
Ohne Lockdown-Regelung sähe es ver-
mutlich anders aus. Beschleunigt die 
Corona-Pandemie die Homeoffice-
Bewegung und reicht der Schwung 
aus, dass Homeoffice in den Betrieben 
auch nach der Corona-Pandemie ge-
lebte Realität wird? Prof. Dr. Bettina 
Kohlrausch, Wissenschaftliche Direk-
tor des WSI bewertet die Befunde zum 
Homeoffice wie folgt: „Auch die Tatsa-
che, dass es zwischen November und 
Dezember nur einen moderaten An-
stieg der Homeoffice-Zahlen gab, kann 
so gedeutet werden, dass es nicht die 
Einsicht der Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber allein war, die zur breiteren 
Nutzung von Homeoffice geführt hat. 
Im Gegenteil scheint es in manchen 
Betrieben immer noch Druck auf die 
Beschäftigten zu geben, im Betrieb 
zu arbeiten, auch wenn dies zumin-

dest nach Einschätzung der Beschäf-
tigten nicht nötig wäre“ (Kohlrausch, 
16.02.2021). Anfang März präsentierte 
das ifo Institut München weitere Zah-
len. „Insgesamt arbeiteten im Februar 
2021 rund 30 Prozent der Beschäftigten 
mindestens teilweise im Homeoffice. 
Das Homeoffice-Potenzial von 56 Pro-
zent wurde demnach weiterhin nicht 
ausgeschöpft“ (Alipour et al. 2021, ifo 
Schnelldienst digital, 2021, 2, Nr. 6, S. 
3). Die Gründe, warum die Betriebe 
das Homeoffice-Potenzial nicht aus-
schöpfen, sind vielfältig. Im Weiteren 
behandeln wir als Ansatzpunkt aktuelle 
Befunde zur Homeoffice-Nutzung.

Risiken von Homeoffice-Nutzung

Die Personalforschung hat sich seit 
mehreren Jahren der Erforschung 
der Homeoffice-Nutzung gewidmet.  
Studienergebnisse vor der Corona-
Pandemie verweisen unisono auf den 
Nutzen von Homeoffice zur Verein-
barkeit von Beruf und Privatleben. 
„Es bestehen allerdings die Risiken 
einer erhöhten Belastung, vor allen 
Dingen bei Müttern, resultierend aus 
einer Vermischung des Berufs- und 
Privatlebens und geschlechtsspezifi-
sche Unterschiede in Bezug auf die 
Zeitaufwendung im Homeoffice für 
berufliche und familiäre Aufgaben“ 
(IZA Institute of Labor Economics 
2020, IZA Research Report No. 99, 
S. 30). 

Bereits in 2020 belegte der DGB-In-
dex Gute Arbeit Report 2020: „Mehr 
als Homeoffice - Mobile Arbeit in 
Deutschland“, in einer Befragung von 
6.297 Beschäftigten, dass eine bessere 
Vereinbarkeit von Arbeit und Privat-
leben der im Homeoffice Tätigen auch 
ihre Schattenseiten haben kann. „Das 
Homeoffice gilt als ein Instrument, 
mit dem die Vereinbarkeit verbessert 
werden kann. Dennoch weist diese 
Gruppe mit 34 Prozent ebenfalls ei-
nen überdurchschnittlich hohen An-
teil mit Vereinbarkeitsproblemen auf “ 
(DGB Index Gute Arbeit 2020, S. 15). 
In den Ergebnissen sind ausschließ-
lich Beschäftigte berücksichtigt, die 
bereits vor der Corona-Pandemie im 
Homeoffice tätig waren. Von Interesse 
ist, welche Belastungen der Beschäf-
tigten im Homeoffice - einschließlich 
der Erstnutzenden - in der Corona-
Pandemie vermehrt aufgetreten sind. 
Aufschluss geben die folgenden Stu-
dienergebnisse aus 2021.

Entgrenzung von Arbeit  
und Privatleben

Eine aktuelle Publikation des Fraun-
hofer Instituts und der Deutschen 
Gesellschaft für Personalführung e. V.  
trägt den Titel: „Arbeiten in der Co-
rona-Pandemie: Entgrenzungseffekte 
durch mobiles Arbeiten – und deren 
Vermeidung“. Die darin aufgeführten 
Befunde liegen einer Befragung von 
179 DGFP-Mitgliedern im Dezember 
2020 zugrunde. Befragt wurden Per-
sonalmanagerinnen und Personalma-
nager, von denen etwa vier Fünftel in 
der Privatwirtschaft und ein Fünftel 
im Öffentlichen Sektor tätig sind. Das 
Thema Entgrenzung von Arbeit und 
Privatleben gewinnt dahingehend an 
Bedeutung, dass über 70 Prozent der 
Befragten negative Wirkungen durch 
eine Entgrenzung bei den Beschäftig-
ten ihres Unternehmens beobachten“ 
(Hofmann et al. 2021, S. 2). Worin zeigt 
sie die Entgrenzung von Arbeit und  
Privatleben? Die von dem Forschungs-
team des Fraunhofer-Instituts für  
Arbeitswirtschaft und Organisation 
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ermittelten Angaben der Befragten 
sind: „die Arbeit zu unüblichen Tages-
zeiten (66 Prozent), Überstunden (65 
Prozent), fragmentiertes Arbeiten (also 
Arbeiten früh morgens und dann mit 
langer Pause erst wieder abends (51 
Prozent) und für immerhin 35 Prozent 
die Arbeit am Wochenende“  (Hofmann 
et al. 2021, S. 3). Aus der sozioökono-
mischen Forschung zu Bereitschafts-
dienst und Rufbereitschaft ist bekannt, 
dass ständige Erreichbarkeit und un-
regelmäßiges Arbeiten psychische und 
physische Auswirkungen haben kann. 
Diese Risiken treffen vermutlich auch 
auf unregelmäßiges Arbeiten im Tages-
verlauf im Homeoffice zu.

Ein Kooperationsprojekt der Tech-
nischen Universität Chemnitz mit der 
Techniker Krankenkasse „Corona 2020 
- Gesundheit, Belastungen, Möglich-
keiten“ belegt die psychischen Risken 
der Entgrenzung von Arbeit und Pri-
vatleben. Aus einer Online-Befragung 
von 2.900 Beschäftigten in der ersten 
Corona-Welle (April - Juni 2020) ist 
bekannt, dass 27 Prozent der Beschäf-
tigten diese Entgrenzung als Belas-

tung empfinden (TK Pressemitteilung, 
18.11.2020). Befunde zur subjektiven 
Betroffenheit durch Corona sind Ab-
bildung 2 zu entnehmen. Die Forsche-
rinnen und Forscher der Professur für 
Organisations- und Wirtschaftspsy-
chologie von Prof. Dr. Bertolt Meyer, 
veröffentlichten Ende Februar 2021 
weitere Studienergebnisse. Sie kommen 
zu dem Schluss, dass „insbesondere die 
psychische Gesundheit von Frauen 
stärker von der COVID-19-Pandemie 
betroffen war als die von Männern. 
Wesentliche Faktoren hier waren das 
Vorhandensein von Vorschul- und 
Schulkindern im Haushalt in Kombi-
nation mit geschlossenen Schulen und 
Kitas und Tätigkeit im Homeoffice“ 
(Feyes, 24.02.2021).

Arbeitgeber und Betriebsräte können 
hier durch Engagement Zeichen setzen 
und besonders Frauen in dieser schwie-
rigen Arbeitssituation entlasten. Die 
Betriebsparteien sollten durch „ent-
sprechende Arbeitsgestaltungsmaßnah-
men insbesondere Frauen ermöglichen, 
bei der Arbeit im Homeoffice achtsa-
mer mit ihrer psychischen Gesundheit 

umzugehen, beispielsweise durch eine 
Verringerung der Arbeitsbelastung“ 
(Rees/ Tendyck 2020, S. 67), heißt es im 
Report der Techniker Krankenkasse.

Die vorliegenden Erkenntnisse zur 
Homeoffice-Nutzung vor und in der 
Corona-Pandemie lassen den Schluss 
zu, dass Betriebsräte entscheidend zur 
Etablierung guter Arbeit im Homeof-
fice beitragen können. Es kommt im 
Wesentlichen auf die Arbeitsgestaltung 
an, wie gut Beschäftigte Arbeit und Pri-
vatleben miteinander in Einklang brin-
gen können. Aus der Forschungsarbeit 
der Hans-Böckler-Stiftung bleibt ein 
erfreulicher Befund zum Homeoffice: 
„Die Wahrscheinlichkeit, dass Betrie-
be flexible Arbeitszeitarrangements 
für Beschäftigte mit Betreuungs-
pflichten wie Gleitzeit oder Home-
office anbieten, erhöht sich demnach 
um 13,9 Prozentpunkte, wenn es ei-
nen Betriebsrat gibt“ (Hans-Böckler-
Stiftung 2021). Das ist ein ermutigendes 
Zeichen für die Betriebsratsarbeit!

Autor: Dr. Marcel Halgmann 
Hamburg

Abb. 2: Subjektive Wahrnehmung der Arbeitssituation im Homeoffice
QUELLE: MEYER ET AL. 2020: ARBEITSSITUATION UND BELASTUNG ZU ZEITEN DER CORONA-PANDEMIE. SUBJEKTIVE BETROFFENHEIT DURCH CORONA (ERSTE ERHEBUNGSWELLE APRIL 2020, N = 2.490), S. 56)



Am 31. März ist es wieder soweit: wenn 
das Geschäftsjahr am 31. Dezember 
letzten Jahres endet, haben mittlere und 
große Gesellschaften 3 Monate nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres Zeit, dem Wirt-
schaftsprüfer den aufgestellten Jahresab-
schluss zur Verfügung zu stellen.

Gerade für Wirtschaftsausschüsse und 
Betriebsräte können Finanz-, Vermö-
gens-, und Ertragslage ihres jeweiligen 
Unternehmens oder des Mutterkon-
zerns, unter den gegebenen häufig ne-
gativeren Vorzeichen durch COVID-19 
Pandemie von besonderer Bedeutung 

sein. Die aktuelle Krise mit ihren kurz-
fristig schlechteren Unternehmenskenn-
zahlen nutzen Arbeitgeber vermehrt Re-
strukturierungen zur Gegensteuerung 
zu planen. Ob ein tatsächlicher Restruk-
turierungsbedarf für das Unternehmen 
besteht, lässt sich aber nur durch eine 
detaillierte Analyse der Kennzahlen 
durch die Interessensvertreter der Be-
legschaft gegenprüfen.

  In Form eines Inhouse-Seminars für 
den Betriebsrat - gegebenenfalls un-
ter Einbeziehung des Wirtschaftsaus-
schusses - bietet das BLC Team diese 

Analyse des Jahresabschlusses 2020 des 
Unternehmens an. Die extrahierten 
Daten werden in einem Bericht darge-
stellt und für das Gremium zur Verfü-
gung gestellt. Dieses Seminar versetzt 
die Teilnehmenden in die Lage, der 
Belegschaft diese Ergebnisse zu präsen-
tieren und befähigt, bei einer geplanten 
Betriebsänderung, die ökonomische 
Situation besser einschätzen zu können 
und eine bessere Verhandlungsposition 
einzunehmen.

 
Dozent: Alexander Behne, 
BLC GmbH

BLC Inhouse-Seminar 
Wirtschaftliche Lage – Analyse der Geschäftsberichte 2020
Online-Seminar (2 Tage), Freistellung nach 37.6 BetrVG

Der Talk-am-Fleet am 25. März 2021 
findet erstmals digital statt. Die BLC 
lädt Sie herzlich zu einer Zoom-Konfe-
renz von 10:00 - 14:00 Uhr ein. 

Die Moderation der Online-Veran-
staltung wird Dr. Marcel Halgmann 
übernehmen. Wir haben ein vielfälti-
ges Programm zusammengestellt.

Zu unserer Freude hat Petra De-
muth von der u.di Unterstützungs- 
und Vorsorgewerk für den Dienst-
leistungsbereich e.V. bereits zugesagt. 
Im ersten Vortrag des Tages wird Frau 
Demuth das Thema „Flexible Alters-
übergänge auch im Zusammenhang 
mit der gesetzlichen Rentenversi-
cherung“ und „Corona-flexi-Rente“ 
behandeln. Wir sind gespannt, wie 
Betriebe von Möglichkeiten der Ver-
rentung in Corona-Zeiten profitieren 
können.

Im zweiten Veranstaltungsteil wird die 
Arbeitsrecht-Expertin Christina Nie-
dermeyer, ALC Arbeitsrechts Canzlei 
Lemke, die „Aktuelle Rechtsprechung 
zum Arbeitsrecht und zum BetrVG“ 
vorstellen. Die Veranstaltung wird von 

einer Diskussion mit Torsten Lemke, 
Beirat und Gesellschafter der BLC 
GmbH, abgerundet.

Wir freuen uns auf Sie und Euch. 
Die Einladung zur Zoom-Konferenz 

versenden wir ab dem 15. März 2021. 
Weitere Informationen sind abrufbar 
unter: 

https://www.talk-am-fleet.de/event/
flexible_altersuebergaenge/

BLC Event 
Digitaler Talk-am-Fleet

FOTO:  DEPOSITPHOTOS.COM | AUTOR ANDREYPOPOV



Die BLC Betriebsrat Consulting GmbH 
ist weiter auf Expansionskurs. 

Wir freuen uns für unsere Kundinnen 
und Kunden nun auch in Berlin mit 
einem eigenen kleinen Büro zur Verfü-
gung zu stehen. Am 15. Februar 2021 
haben wir ein neues Büro in Berlin er-
öffnet. Sie finden uns unter folgender 
Adresse:
BLC Betriebsrat Consulting GmbH, 
Büro Berlin, Franz-Mehring-Platz 1, 
10243 Berlin.

Wir freuen uns dort auf die Zusam-
menarbeit mit dem u.di Unterstütz-
ungs- und Vorsorgewerk für den  
Dienstleistungsbereich e.V.

In Berlin stehen ihnen von Seiten der 
BLC Betriebsrat Consulting GmbH 
Herr Alexander Behne und Herr Prof. 
Florian Schramm als Ansprechpartner 
zur Verfügung.
Kontakt:
E-Mail: info@bl-con.de
Telefon: 030 814 579 790

Rechtzeitig vor Beginn der Sommer-
ferien erscheint Mitte Juni 2021 die 28. 
Ausgabe der BLC-News. Darin behan-
deln wir die aktuellen Entwicklungen 
in der Corona-Pandemie und blicken 
auf den digitalen Talk-am-Fleet vom 
25. März 2021 zurück.

Das Team der BLC-News wünscht Ihnen 
ein frohes Osterfest.
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